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Beschlussvorschlag:

1. Der Stadtrat beschlief3t gemafit § 2 Abs. 1 BauGB den Bebauungsplan Nr. 24 "Halle-
Bruckdorf, Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungszentrum” 1. Anderung
aufzustellen.

2. Der Geltungsbereich umfasst die in der Anlage 1 zu diesem Beschluss dargestellten
Flachen. Der Geltungsbereich umfasst eine Flache von ca. 8,75 ha.

3. Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begriindung
genannten Planungsziele.

Uwe Stéaglin
Beigeordneter

Finanzielle Auswirkung:

Die personellen Ressourcen zur Betreuung der Verfahren und die hoheitlichen Aufgaben
(Offentlichkeitsbeteiligungen, Abwégung) sind im Produkt R&dumliche Planung PSP-Element:
1.51101 veranschlagt.



Zusammenfassende Sachdarstellung und Begrindung
Bebauungsplan Nr. 24 Halle- Bruckdorf
Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungszentrum, 1. Anderung
Aufstellungsbeschluss

1. Planungsanlass und - erfordernis
1.1. Planungsanlass

Im ,Halleschen Einkaufspark® (HEP) stehen derzeit insbesondere im Obergeschoss ca. 20
% der Gesamtmietflache leer, was den Standort hinsichtlich seiner Tragfahigkeit an den
Rand der Wirtschaftlichkeit fihrt. Durch das Centermanagement konnte zwar in den letzten
Jahren der zu beobachtende Prozess des ,Trading-down® verlangsamt werden, jedoch ist
die nachhaltige Sicherung der Zukunftsfahigkeit des HEP nur durch eine konsequente
Nachvermietung der Leersténde des Einkaufszentrums zu erreichen.

Im Jahr 1995 wurden am Standort HEP ca. 28.400 gm Verkaufsflache (VK) und davon ca.
26.500 gm fiur zentrenrelevante Sortimente bauordnungsrechtlich genehmigt. Zum Zeitpunkt
der Eroffnung wurden davon nur ca. 26.500 gm VK realisiert bzw. genutzt, wovon rd. 23.200
gm VK auf zentrenrelevante Sortimente entfielen.

Abweichend davon wurden in dem 1995 rechtskraftig gewordenen Vorhaben- und
ErschlieBungsplan Nr. 24 die tatsachlich bereits genehmigten Flachen nicht beriicksichtigt
und die Gesamtverkaufsflache des HEP auf 26.000 gm, davon 18.300 gm VK fur
zentrenrelevante Sortimente beschrankt. Mit der Umwandlung des Vorhaben- und
ErschlieBungsplanes in einen Bebauungsplan, der 2006 rechtskraftig geworden ist, wurden
die Festsetzungen zur GroRRe der Verkaufsflache tibernommen.

Durch die Diskrepanzen zwischen den baulichen Gegebenheiten (zweigeschossige
Ladenstral3e mit jeweils ca. 20.000 gm Mietflache) sowie den historischen Verkaufsflachen
einerseits und den derzeit planungsrechtlich zuldssigen Verkaufsflachen andererseits ist
aktuell am Standort eine Lage vorzufinden, welche die notwendige Umsetzung des
Nachvermietungskonzeptes nicht moglich macht und so einem wirtschaftlich tragfahigen und
zukunftsfahigen Betreiben des HEP und einer Zukunftssicherung des Standortes
entgegensteht.

Vor dem Hintergrund der vorhandenen Vermietungs- und Genehmigungssituation strebt der
Eigentimer daher die Reaktivierung einer Verkaufsflachendimensionierung an, die in etwa
der von 1995 bzw. der zum Zeitpunkt der Er6ffnung entspricht.

ZielgrofRe ist eine Verkaufsflache von insgesamt 28.400 gm, davon 24.500 gm VK fir
zentrenrelevante Sortimente.

1.2. Planungserfordernis

Die GroRRe der Verkaufsflache ist bisher in der textlichen Festsetzung Nr. 2.0 geregelt. Da die
Anpassung der bisher festgesetzten Gesamtverkaufsflache von 26.000 gm auf 28.400 gm
die Grundziige der Planung beriihrt, ist ein Anderungsverfahren gemaR § 1 BauGB
erforderlich. Gleichsam wird die zulassige Verkaufsflache fur zentrenrelevante Sortimente




definiert.

2. Raumlicher Geltungsbereich/Stadtebauliche Situation
2.1 Lage und Gr6Re des Plangebietes

Das Plangebiet umfasst die Flurstiicke 55/68, 55/71, 55/77, 55/79, 55/83, 55/86, 518 und
520 der Flur 2 der Gemarkung Kanena. Das Plangebiet hat eine GroRRe von 8,75 ha. Das
Plangebiet wird im Nordosten und Nordwesten durch die StraRe Deutsche Grube, im
Siudosten durch die Messestrale und im Sudwesten durch die Leipziger Chaussee
(BundesstralRe 6) begrenzt.

2.2 Grenze des raumlichen Geltungsbereiches

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist in der Anlage 1 zu dieser Vorlage
dargestellt.

3. Planungsziele und - zwecke
3.1  Artder baulichen Nutzung

Ziel ist es, die Verkaufsflache im Bebauungsplan von 26.000 gm auf 28.400 gm, davon
24500 gm VK fur zentrenrelevante Sortimente, anzupassen. Damit sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiur die Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben und
grof3flachigen Einzelhandelsbetrieben in etwa auf dem Stand der am 17.05.1995
genehmigten Gesamtverkaufsflache geschaffen werden.

Die Bebauungsplandnderung soll somit die Bestandssicherung des Standortes entsprechend
der Zielsetzung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes im Umfang des genehmigten
Bestandes festschreiben.

Zusatzlich soll in der textlichen Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung auf die Hallesche
Sortimentsliste verwiesen werden. Damit wird die Definition der zentrenrelevanten
Sortimente in den Bebauungsplan tibernommen.

3.2 Umweltbelange

Durch den Bebauungsplan wird die Zulassigkeit von Vorhaben begriindet, die einer Pflicht
zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach dem Gesetz dber die
Umweltvertraglichkeitsprifung oder nach dem Landesrecht unterliegen. Dies ist gemaf
Anlage 1 Nr. 18.8 i. V. m. 18.6.2 zum UVPG fir ein Vorhaben ab einer Verkaufflache von
1.200 gm gegeben.

4, Planverfahren und Offentlichkeitsbeteiligung

Das Anderungsverfahren fur die Anpassung der Verkaufsflachen wird im "Vollverfahren",
also mit einer jeweils zweistufigen Beteiligung der Behdrden und sonstigenT offentlicher
Belange sowie der Offentlichkeit, durchgefiihrt.

5. Ubergeordnete Planungen

Bauleitplane sind an die Ziele der Raumordnung und der Landesplanung anzupassen. Die
Verordnung Uber den Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LSA)
wurde 2010 von der Landesregierung beschlossen. Mit der Veroffentlichung im Gesetz- und



Verordnungsblatt des Landes Sachsen-Anhalt am 11. Marz 2011 trat der LEP 2010 in Kraft.
Die kreisfreie Stadt Halle (Saale) gehort zur Planungsregion Halle und wird neben
Magdeburg und Dessau als Oberzentrum benannt.

Folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes sind fur den Bebauungsplan Nr. 24 relevant:

Ziel 46: "Die Ausweisung von Sondergebieten fiir Einkaufszentren, gro3flachige

Einzelhandelsbetriebe und sonstige grof3flachige Handelsbetriebe im Sinne des §
11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung ist an Zentrale Orte der oberen oder
mittleren Stufe zu binden. (...)"

Ziel 47: "Verkaufsflache und Warensortiment von Einkaufszentren, grof3flachigen

Einzelhandelsbetrieben und sonstigen grof3flachigen Handelsbetrieben missen
der zentralortlichen Versorgungsfunktion und dem Verflechtungsbereich des
jeweiligen Zentralen Ortes entsprechen.”

Ziel 48: "Die in diesen Sondergebieten entstehenden Projekte

1. dirfen mit ihrem Einzugsbereich den Verflechtungsbereich des Zentralen
Ortes nicht wesentlich Uberschreiten,

2. sind stadtebaulich zu integrieren,
3. durfen eine verbrauchernahe Versorgung der Bevoélkerung nicht gefahrden,

4.  sind mit qualitativ bedarfsgerechten Linienverkehrsangeboten des OPNV
sowie mit Ful3- und Radwegenetzen zu erschlieRen,

5.  dirfen durch auftretende Personenkraftwagen- und
Lastkraftwagenverkehre zu keinen unvertraglichen Belastungen in
angrenzenden Siedlungs-, Naherholungs- und Naturschutzgebieten fuhren."

Ziel 49: Erweiterungen bestehender Sondergebiete flr Einkaufszentren und grof3flachige

Einzelhandelsbetriebe sind auf stadtebaulich integrierte Standorte in Zentralen
Orten in Abhangigkeit des Verflechtungsbereiches des jeweiligen Zentralen Ortes
zu beschranken.

Die raumordnerische Prifung der Ziele des Landesentwicklungsplans 2010 Sachsen-Anhalt
und des Einzelhandelserlasses ergab folgende Ergebnisse:

Der Konzentrationsgrundsatz wird durch die Lage in einem Oberzentrum erfiillt.

Das Kongruenzgebot wird vom Vorhaben ebenfalls deutlich eingehalten, ca. 87 — 88 %
des Umsatzes stammen aus dem Verflechtungsbereich des Oberzentrums Halle (Saale).
Der Umsatzanteil von auf3erhalb des ermittelten Einzugsgebiets wird aufgrund der
vorherrschenden Wettbewerbssituation ebenfalls vorwiegend durch Kunden aus dem
Verflechtungsbereich des Oberzentrums generiert. Vor diesem Hintergrund ist das
Kongruenzgebot deutlich eingehalten.

Die MalRgaben des Beeintrachtigungsverbotes werden erfillt, da von dem Planobjekt
keine schéadlichen Auswirkungen auf die Funktionsfahigkeit wvon zentralen
Versorgungsbereichen in Halle (Saale) oder in anderen Gemeinden ausgehen. Das
belegt ein Auswirkungsgutachten, das im Jahr 2014 erarbeitet worden ist. Zentrale
Versorgungsbereiche oder integrierte Nahversorgungsstandorte werden durch das
Nachvermietungskonzept des HEP kaum betroffen. Die verbrauchernahe Versorgung in
der Standortgemeinde wird nicht beeintrachtigt.

Das Integrationsgebot wird formal nicht erfillt, da der Standort als Uberwiegend
autokundenorientierter Standort zu bewerten ist. Jedoch ist der Standort in den 1990er
Jahren gezielt als Versorgungsstandort im Sudosten der Stadt Halle (Saale) konzipiert
worden, um die im Umfeld lebende Bevélkerung von Halle, aber insbesondere auch das
Ostlich von Halle (Saale) gelegene Umland versorgen zu konnen. Diese



Versorgungsfunktion wird durch die hohe Bedeutung des Standortes im Bereich der
Lebensmittelversorgung mit dem dort ansassigen Magnetbetrieb "Globus" unterstrichen.
Durch die Konzeption des HEP als Einkaufszentrum, bei dem diese Versorgungsfunktion
im Lebensmittelbereich durch klassische innenstadtrelevante Sortimente erganzt wurde,
war damit die Zielstellung verbunden, einen Versorgungsstandort auch fur die mittel- bis
langfristigen Sortimente im Sudosten der Stadt Halle (Saale) zu etablieren. In diesem
Zusammenhang ist im Fall des HEP von einem tradierten Einzelhandelsstandort zu
sprechen, welcher durch die Umsetzung des vorgeschlagenen
Nachvermietungskonzeptes wirtschaftlich nachhaltig aufgestellt werden und dessen
Zukunftsfahigkeit erhalten werden soll.

Zusammenfassend bleibt bei der raumordnerischen Prifung festzuhalten, dass das
Vorhaben den Zielen der Landesplanung nicht widerspricht.

Die Regionale Planungsgemeinschaft Halle hat den Regionalen Entwicklungsplan fur die
Planungsregion Halle aufgestellt. Er wurde durch die Regionalversammlung 2010
beschlossen sowie durch die oberste Landesplanungsbehtérde genehmigt. Mit der
offentlichen Bekanntmachung am 21. Dezember 2010 wurde der Regionale
Entwicklungsplan in Kraft gesetzt. Der Regionale Entwicklungsplan gibt unter Ziel 5.2.7 die
raumordnerischen Vorgaben des LEP wieder: "Die Ausweisung von Sondergebieten fir
Einkaufszentren, groR3flachige  Einzelhandelsbetriecbe und sonstige grof3flachige
Handelsbetriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung ist an Zentrale Orte
der oberen und mittleren Stufe zu binden.”

Weitere Festlegungen, durch die der Bebauungsplan berthrt wiirde, werden nicht getroffen.

Bebauungsplane sind gemalR § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flachennutzungsplan
(FNP) zu entwickeln. Das Plangebiet ist im FNP Halle (Saale) vom 10.09.1998 als
Sonderbauflache mit der Zweckbestimmung "Grof3flachiger Einzelhandel" sowie zu geringen
Teilen als gewerbliche Bauflache bzw. eingeschranktes Gewerbegebiet dargestellt.

Der Bebauungsplan kann insgesamt aus dem FNP entwickelt werden.

Fur die Stadt Halle (Saale) wurde 2007 ein Integriertes Stadtentwicklungskonzept (ISEK)
beschlossen. Das ISEK stellt eine sonstige stadtebauliche Planung i. S. des § 1 Abs. 6 Nr.
11 BauGB dar und ist damit bei der Aufstellung von Bauleitpl&dnen insbesondere zu
bertcksichtigen. Im ISEK fir die Gesamtstadt ist das Gewerbegebiet Halle-Bruckdorf als
einer der wichtigsten Gewerbestandorte der Stadt genannt.

Die Stadt Halle hat ihr Einzelhandels- und Zentrenkonzept fortgeschrieben, um den
Anforderungen der Einzelhandelssteuerung auch im Sinne der veranderten Rahmendaten
und neuen, rechtlichen Bestimmungen (u.a. Novellierung Baugesetzbuch, Rechtsprechung)
zu entsprechen. Das Konzept wurde in der Stadtratssitzung am 30. Oktober 2013
beschlossen. Die zu &ndernde Teilflache ist als Teil des Sonderstandortes HEP in das
Einzelhandels- und Zentrenkonzept aufgenommen worden. "Die beiden
Fachmarktagglomerationen (Gewerbegebiet Neustadt und Magdeburger Chaussee /
Trothaer Str.) und der Sonderstandort HEP weisen z.T. mit ungenutzten Freiflachen im
raumlichen Kontext der bestehenden Standorte Freiflachenpotenziale fir mogliche
Einzelhandelsansiedlungen auf. Zudem existieren einzelne Leerstande, die durch
Nachnutzung fir eine Einzelhandelsnutzung zur Verfiigung stehen konnten." Ferner wird
jedoch auch erlautert, dass "eine Erweiterung dieser Standorte im Hinblick auf
zentrenrelevante Randsortimente (...) jedoch stets die Gefahr einer wirtschaftlichen



Konkurrenzsituation zu den zentralen Lagen der Altstadt, der Neben- und
Nahversorgungszentren oder der stadtebaulich integrierten Nahversorgungsstandorte und
somit moglicher stadtebaulicher Auswirkungen auf die stadtebaulich-funktionale
Zentrenstruktur sowie die wohnortnahe Grundversorgung birgt. (Einzelhandels- und
Zentrenkonzept der Stadt Halle, August 2013, S. 166).

Im Landschaftsrahmenplan von 1997 und im Vorentwurf des Landschaftsplans von 1994
der Stadt Halle (Saale) sind, abgesehen von der Darstellung des Plangebietes als bebautem
Gebiet, keine spezifischen Aussagen getroffen.

Im Verkehrspolitischen Leitbild der Stadt Halle (Saale), das 1997 beschlossen wurde, wird
die Leipziger Chaussee als Hauptverkehrsstraf3e/Ortsdurchfahrten von Bundesstral3en
gekennzeichnet. Der Verkehrsentwicklungsplan 2025 der Stadt Halle (Saale) liegt
momentan noch nicht vor. Jedoch hat der Arbeitskreis Verkehrsentwicklungsplan 2025 seine
Arbeit abgeschlossen und einen Abschlussbericht vorgelegt. Fur die vorliegende Planung
relevant ist, dass sich die Mitglieder des Arbeitskreises mehrheitlich fur die Weiterverfolgung
des Ausbaus der B 6 einschlieR3lich der Ortsumgehung Bruckdorf ausgesprochen haben.

6. Familienvertraglichkeitsprifung

Bei der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 24 werden die Belange von Kindern,
Jugendlichen, Senioren und Familien beachtet. Das HEP ist barrierefrei errichtet; die Mall ist
ausreichend breit, um das konfliktfreie Miteinander von Kunden mit Einkaufswagen,
Kinderwagen, Rollstiihlen und Rollatoren zu gewabhrleisten. Es sind Laufbander, Rolltreppen
und Fahrstiihle vorhanden, um zwischen den Geschossen wechseln zu kénnen.

Die Aufstellung des Bebauungsplans wurde fiir den nachsten Jour Fixe
Familienvertraglichkeit angemeldet.

7. Finanzielle Auswirkungen/Vorhabentrager

Mit der Durchfihrung des Vorhabens entstehen fir die Stadt keine zusatzlichen finanziellen
Belastungen. Die Kosten fur das Planverfahren und fir die Umsetzung tragt der Eigentimer
des Grundstiicks als Vorhabentrager.

Zur Kostenlibernahme durch den Eigentimer wird ein stadtebaulicher Vertrag gemaR § 11
BauGB abgeschlossen. Dieser beinhaltet die Ubernahme samtlicher im Zuge der 1.
Anderung des Bebauungsplans Nr. 24 entstehenden oder verursachten Kosten durch den
Vorhabentrager. Dies umfasst insbesondere auch die notwendigen stédtebaulichen
Planungsleistungen gemanR § 19 sowie § 24 HOAI und ggf. erforderliche Fachgutachten.

Sofern wahrend der Aufstellung des Bebauungsplanes aus stadtebaulichen o. a. Griinden
ein Planungsmehraufwand als sachgerecht erscheint, wird der Vorhabentrdger die daraus
resultierenden Kosten ebenfalls tbernehmen.

8. Pro und Contra
Pro:

Mit der planungsrechtlichen Anpassung der Verkaufsflache an den bauordnungsrechtlichen
genehmigten Bestand wird der Standort des HEP hinsichtlich seiner wirtschaftlichen
Tragféhigkeit gesichert. Die gute Verkehrsanbindung und die konfliktfreie stadtebauliche
Situation ohne Auswirkungen auf schutzbedurftige Nutzungen sprechen fir die Sicherung



des Standortes.

Zur  Bewertung der Auswirkungen durch die Umsetzung der aktuellen
Nachvermietungskonzeption des HEP ist im Jahr 2014 ein Sachverstandigengutachten
erarbeitet worden. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass bei einer Gesamtbetrachtung der
Ruckwirkungen gegeniber dem gesamten zentralen Versorgungsbereich Hauptzentrum
Altstadt die Umsatzumverteilungs-quote maximal 3 % betragt und damit auf einem
unkritischen Niveau liegt.

Vor dem Hintergrund der festgestellten Stabilitét des Einzelhandelsstandortes Hauptzentrum
Altstadt und der Attraktivitat als Einzelhandelsstandort ist somit nicht wvon einer
stadtebaulichen Schadigung des zentralen Versorgungsbereiches Hauptzentrum Altstadt in
Halle (Saale) auszugehen.

Insgesamt betrachtet lasst sich festhalten, dass das Nachvermietungskonzept des HEP fiir
die Wiederbelegung von Verkaufsflachen hinsichtlich seiner Auswirkungen auf den
Einzelhandel in der Stadt Halle (Saale) auch bei einer Gesamtbetrachtung der ausgeltsten
Umsatzumverteilungseffekte keine stadtebaulichen relevanten Rickwirkungen erwarten lasst
und somit als vertraglich mit den Einzelhandelsstrukturen der Stadt Halle (Saale) zu
bewerten ist.

Contra:

Die Umsatzverteilungsquote kann maximal 3 % zu Lasten des Hauptzentrums Altstadt
betragen. Durch die Anpassung der Verkaufsflache kann sich das Verkehrsaufkommen
erhéhen.

Anlagen:

Anlage 1: Lageplan mit dem raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 24
Halle- Bruckdorf, Gewerbe-, Handels- und Dienstleistungszentrum, 1. Anderung

Anlage 2: Zusammenfassung und abschlieRende Bemerkung des
Sachverstandigengutachtens zur Bewertung der Nachvermietungskonzeption des
HEP in Halle (Saale), Dezember 2014



	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

